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Kleine Anfrage 2846 
 
des Abgeordneten Rüdiger Weiß   SPD 
 
 
Was hat die Landesregierung bisher unternommen, um die Europafähigkeit der 
nordrhein-westfälischen Kommunen zu stärken? 
 
 
In ihrem Koalitionsvertrag verspricht die Landesregierung, die Europakompetenzen der 
Bürgerinnen und Bürger zu stärken (siehe S. 115 und 116). So soll die „Idee der europäischen 
Einigung in der nordrhein-westfälischen Zivilgesellschaft“ fester verankert werden.  
 
Darüber hinaus stellen die Koalitionsparteien in Aussicht, mehr Landesmittel zur Ko-
Finanzierung von EU-Programmen bereitzustellen und parallel dazu die Dauer von 
Förderentscheidungen zu reduzieren. In ihren europapolitischen Prioritäten für das Jahr 2019 
definiert die Landesregierung außerdem die „[besondere] Einbeziehung sozial benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen“ als ein weiteres Ziel ihrer europapolitischen Aktivitäten (siehe S. 20). 
 
Als kleinstes und am nächsten am Menschen verortetes Glied innerhalb des europäischen 
Mehrebenensystems spielt die Kommune eine zentrale Rolle bei der Vermittlung europäischer 
Werte und Ideen. Darüber hinaus wird eine Vielzahl von EU-Projekten und Programmen erst 
auf kommunaler Ebene für Menschen konkret und erlebbar – vor allem auch für Menschen 
ohne akademischen Hintergrund. 
 
Unlängst haben nicht nur kommunale Verbände Vorschläge für eine bessere Einbindung der 
Kommunen innerhalb des europäischen Mehrebenensystems gemacht (siehe 
„Positionspapier der Metropole Ruhr zu den Legislativvorschlägen der Europäischen 
Kommission zu den Ausgabenprogrammen 2021-2027“ des RVR und „Kommunale 
Forderungen für die zukünftige Kohäsionspolitik der EU“ des RGRE). Auch die Europäische 
Kommission hat sich diesem Thema im Zuge der Einsetzung der „Taskforce Subsidiarität“ 
angenommen. 
 
Aus den Impulsen und Forderungskatalogen dieser Akteure wird klar: Eine effektive Stärkung 
der Europakompetenz der Bürgerinne und Bürger kann nicht nachhaltig stattfinden, ohne auch 
die Rolle der Kommunen innerhalb des europäischen Mehrebenensystems zu stärken. 
 
Leider finden sich keine konkreten Vorhaben für eine Stärkung der Europafähigkeit der 
nordrhein-westfälischen Kommunen innerhalb des Koalitionsvertrages wieder. 
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Auch grundsätzlich bleiben eine Vielzahl von Versprechungen der schwarz-gelben 
Landesregierung auch knapp zweieinhalb Jahre nach Übernahme der Regierungsgeschäfte 
unkonkret und die Landesregierung selbst einen Nachweis über deren Verwirklichung oder 
zumindest die hierzu unternommenen Anstrengungen schuldig. 
 
 
Deshalb frage ich die Landesregierung:  
 
1. Welche Maßnahmen gibt es in den nordrhein-westfälischen Gemeinden und Kommunen 

zur Stärkung der Europakompetenz der Bürgerinnen und Bürger? (Bitte nach Städten 
und Gemeinden auflisten) 

 
2. Welche Pläne der Landesregierun gibt es, Kommunen bei der EU-

Fördermittelbeantragung, beispielsweise durch einen stärkeren Fokus auf die 
Einsetzung, Vernetzung und Unterstützung von Europabeauftragten in Zukunft 
bedarfsgerechter zu unterstützen? 

 
3. Inwieweit plant die Landesregierung den Forderungen der nordrhein-westfälischen 

Kommunen, etwa in Bezug auf die Möglichkeit nach einer Anrechnung von 
Personalkosten als kommunaler Ko-Finanzierungsbeitrag oder eine frühzeitigere 
Einbeziehung der kommunalen Ebene in die Erstellung der Operationellen Programme 
entgegenzukommen? 

 
4. Wer gehört den vor dem Hintergrund ihrer europapolitischen Prioritäten für 2019 

definierten „sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen“ an (bitte aufschlüsseln nach 
Alter, Bildungsabschluss, Geschlecht und Wohnort) 

 
5. Mit welchen Maßnahmen möchte die Landesregierung die Europakompetenz dieser 

Gruppen messbar steigern? 
 
 
 
 
Rüdiger Weiß 
 
 


